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volkseigenen oder ihm gleichgestellten Betrieb oder 
von einer Stelle verweigert, die nach Abs. 1 die Unter­
stützung gewährt hat, so ist Beschwerde an das diesen 
Stellen oder Betrieben zuständige Ministerium oder 
Staatssekretariat zulässig. Wird die Nutzungserlaubnis 
dem Erfinder, seinem Rechtsnachfolger oder anderen 
als im Satz 1 aufgeführten Betrieben verweigert, so ist 
Beschwerde an die Wirtschaftsabteilung des Amtes für 
Erfindungs- und Patentwesen zulässig.

(4) Soweit ein volkseigener Betrieb beabsichtigt, ein 
Gebrauchsmuster allein zu benutzen, kann er der Über­
nahme des Gebrauchsmusters in den überbetrieblichen 
Erfahrungsaustausch im Einvernehmen mit dem zu­
ständigen Ministerium oder Staatssekretariat wider­
sprechen.

(5) Erlaubt der Inhaber eines Gebrauchsmusters, das 
nicht unter die Bestimmung des Abs. 1 fällt, die Be­
nutzung einem volkseigenen oder ihm gleichgestellten 
Betrieb, so erstreckt sich die Erlaubnis auf die gesamte 
volkseigene Wirtschaft

§ 12
(1) Erfindungen nach § 11 Abs. 1 sind vom Erfinder 

dem Betrieb bekanntzugeben. Sieht der Erfinder trotz 
Belehrung durch den Betrieb von einer Anmeldung 
ab, so wird nach Anmeldung des Gebrauchsmusters 
durch den Betrieb der Betrieb als Inhaber des Ge­
brauchsmusters eingetragen. Der Erfinder ist bei der 
Anmeldung jedoch zu benennen.

(2) Soweit eine der Voraussetzungen des § 11 Abs. 1 
vorliegt, ist diese im Gebrauchsmusterregister ein^ 
zutragen und im Gebrauchsmusterteil des Mitteilungs­
blattes des Amtes für Erfindungs- und Patentwesen zu­
gleich mit der Eintragung zu veröffentlichen.

(3) Gebrauchsmuster nach § 11 Abs. 1 können vom 
Amt für Erfindungs- und Patentwesen im Einverneh­
men mit dem für den Erfindungsgegenstand fachlich 
zuständigen Ministerium oder Staatssekretariat auf­
rechterhalten werden, wenn der alte Inhaber auf das 
Gebrauchsmuster verzichtet oder wenn dieses aus an­
deren in der Person des Inhabers liegenden Gründen 
erlöschen würde. Das fachlich zuständige Ministerium 
oder Staatssekretariat bestimmt einen Betrieb als 
neuen Inhaber.

§ 13 
Vergütung

(1) Die Vergütung für die Benutzung eines Ge­
brauchsmusters ist an den Inhaber zu leisten.

(2) Ist ein volkseigener oder ihm gleichgestellter Be­
trieb Inhaber des Gebrauchsmusters und wird das Ge­
brauchsmuster von anderen volkseigenen oder ihnen 
gleichgestellten Betrieben benutzt, so haben diese Be­
triebe keine Vergütung zu leisten.

(3) Bestimmungen über die Bemessung der Ver­
gütung für Gebrauchsmuster, die in der volkseigenen 
Wirtschaft benutzt werden, erläßt die Staatliche Plan­
kommission.

§ 14 
Rcchtsübergang

(1) Das Recht auf das Gebrauchsmuster, der An­
spruch auf seine Eintragung und das durch die Ein­
tragung begründete Recht können beschränkt oder un­
beschränkt übertragen werden.

(2) Beim Tode des Berechtigten gehen die Rechte 
auf den Erben über.

(3) Die Vorschrift des § 11 bleibt unberührt

§ 15
Dauer des Rechtsschutzes

(1) Der Gebrauchsmusterschutz dauert drei Jahre. Er 
beginnt mit dem Tag, der auf die Anmeldung folgt

(2) Auf Antrag kann der Gebrauchsmusterschutz um 
drei Jahre verlängert werden, wenn das Gebrauchs­
muster in der volkseigenen Industrie benutzt wird oder 
ein volkseigener Betrieb als Inhaber des Gebrauchs­
musters eingetragen ist

(3) Eine Verlängerung der nicht unter Abs. 2 fallen­
den Gebrauchsmuster ist nur zulässig, wenn der In­
haber des Gebrauchsmusters

L glaubhaft macht, daß er selbst den Gegenstand des 
Gebrauchsmusters in einem dem öffentlichen Be­
darf in der Deutschen Demokratischen Republik 
entsprechenden Umfang benutzt oder daß er die 
sachlichen Voraussetzungen geschaffen hat, welche 
die unmittelbare bevorstehende Benutzung in dem 
erwähnten Umfange erkennen lassen oder 

2, die Bereitschaft erklärt, Nutzungserlaubnis zu er- 
teilen.

(4) Wer das Vorliegen der Voraussetzungen nach 
Abs. 3 Ziff. 1 bestreitet, kann während der verlänger­
ten Laufdauer des Gebrauchsmusters einen Antrag auf 
Feststellung des Nichtvorliegens dieser Voraussetzun­
gen beim Amt für Erfindungs- und Patentwesen stellen, 
soweit er an der Benutzung der Erfindung ein Inter­
esse hat.

Wird das Nichtvorliegen der Voraussetzungen fest­
gestellt, so kann dem Antragsteller die Benutzung der 
Erfindung vom Amt für Erfindungs- und Patentwesen 
gegen Zahlung einer angemessenen Entschädigung ent­
sprechend § 10 gestattet werden. Das Verfahren wird 
entsprechend den Vorschriften dieses Gesetzes über die 
Löschung von Gebrauchsmustern durchgeführt.

(5) Für die Vergütung auf Grund einer nach Abs. 3 
Ziff. 2 erteilten Nutzungserlaubnis gelten die Be­
stimmungen des § 10 entsprechend.

§ 16 
Organisation

(1) Für die Behandlung von Gebrauchsmustersachen 
mit Ausnahme der Umschreibungen (§ 3 Abs. 3) und 
Löschungen (§§ 18 bis 20) sowie der Beschwerden (§§ 21 
und 22) wird im Amt für Erfindungs- und Patent­
wesen eine Gebrauchsmusterstelle errichtet.

(2) Über Anträge auf Löschung von Gebrauchs­
mustern, auf Umschreibung und auf Feststellung des 
Nichtvorliegens der Voraussetzungen des § 15 Abs. 3 
entscheiden die beim Amt für Erfindungs- und Patent­
wesen zu bildenden Spruchstellen für die Löschung von 
Gebrauchsmustern.

(3) Über Beschwerden nach den §§ 21 und 22 gegen 
Beschlüsse der Gebrauchsmusterstelle und gegen Be­
schlüsse der Spruchstellen für die Löschung von Ge­
brauchsmustern entscheiden die beim Amt für Erfin­
dungs- und Patentwesen zu bildenden Spruchstellen für 
Beschwerden in Gebrauchsmustersachen.

(4) Die Spruchstellen bestehen aus drei Mitgliedern, 
von denen zwei technisch sachverständig und eines 
rechtskundig sein müssen. Die Spruchstellen ziehen bei 
Bedarf andere Sachkundige des Amtes für Erfindungs­
und Patentwesen hinzu.

(5) Die Vorschriften der Zivilprozeßordnung über 
Ausschließung und Ablehnung von Gerichtspersonen 
gelten entsprechend.

(6) Will eine Spruchstelle in einer grundsätzlichen 
Frage von der ihr bekannten Entscheidung einer 
anderen Spruchstelle oder des Senats abweichen, der 
beim Amt für Erfindungs- und Patentwesen gebildet 
ist, so hat sie die Frage dem Senat zur Entscheidung 
vorzulegen. Die Entscheidung des Senats ist für die 
Spruchstelle bindend.


